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Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 1. April 2026 

des Amts für Militär und Zivilschutz, Waffenplatz Zürich-Reppischtal, 
Kaserne, 8903 Birmensdorf 

betreffend 

GEMEINDE URDORF, WAFFENPLATZ REPPISCHTAL; 
UNTERHALTSWEG ZUM LAUFGRABENSYSTEM CHUEWEID 

stellt fest: 

1. Das Amt für Militär und Zivilschutz des Kantons Zürich reichte der Genehmigungsbehörde 
am 1. April 2026 das Gesuch für die Erstellung des Unterhaltswegs zum Laufgrabensystem 
Chueweid zur Beurteilung ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein vereinfachtes 
militärisches Plangenehmigungsverfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kantonalen 
Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch. Auf eine Anhörung der Ge­ 
meinde Urdorf wurde in Ausübung des Ermessens verzichtet. 

3. Der Kanton Zürich reichte seine Stellungnahme am 21. April 2026 ein. 
4. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) vom 28. April 2026 ging am 

4. Mai 2026 ein. 

5. Die Gesuchstellerin nahm am 5. Mai 2026 zu den eingegangenen Anträgen und Bemer­ 
kungen Stellung ein. 

6. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 



zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 

Der Kiesweg dient der Armee als Zugangs- und Unterhaltsweg zum Laufgrabensystem Chue­ 
weid. Das Vorhaben betrifft somit militärische Infrastruktur, weshalb die militärische Plange­ 
nehmigungsverordnung anwendbar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und 
Durchführung des militärischen Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, 
Abs. 2 Bst. d, Art. 2 MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 

a. Das Vorhaben untersteht dem vereinfachten militärischen Plangenehmigungsverfahren, da 
es das äussere Erscheinungsbild nicht wesentlich verändert, sich nur unerheblich auf Raum 
und Umwelt auswirkt und keine Drittinteressen tangiert (Art. 128 Abs. 1 Bst. b Militärge­ 
setz, MG; SR 510.10). 

b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 
weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und Umwelt aus noch sind die 
Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 6.2 erfüllt, weshalb es nicht 
als sachplanrelevant einzustufen ist. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 

In der Gemeinde Urdorf innerhalb des Perimeters des Waffenplatzes Reppischtal befindet sich 
das Laufgrabensystem Chueweid. Der Unterhalt der militärischen Ausbildungsanlage ist der­ 
zeit nicht gewährleistet. Das Vorhaben sieht daher die Erstellung eines Kieswegs zur Anlage 
vor, um den betrieblichen Unterhalt sowie deren Nutzung sicherzustellen. 

2. Stellungnahme des Kantons Zürich 

Der Kanton Zürich formulierte in seiner Stellungnahme vom 21. April 2026 folgende Anträge: 
Bodenschutz 

(1) Temporär genutzte Böden (für Pisten, Zwischenlager etc.): Es müssten Böden mit gleicher 
Bodenfruchtbarkeit wie vor der temporären baulichen Beanspruchung wiederhergestellt 
werden. 

(2) Abgetragener Boden müsse nach den Vorgaben der Vollzugshilfe «Verwertungseignung 
von Boden», BAFU 2021, beurteilt und verwertet oder entsorgt werden. 
Natur und Landschaft 

(3) Die Naturschutzzone «IM» des Schutzgebiets «Trockenstandorte Chueweid» sei soweit 
möglich zu schonen. Die Naturschutzzone «IVA» dürfe nicht tangiert werden. 

(4) Alle Arbeiten, die in den Schutzzonen stattfänden, seien durch eine ökologische Baube­ 
gleitung zu begleiten. Es werde empfohlen, diese Begleitung durch die zuständige kanto­ 
nale Naturschutzbeauftragte der Fachstelle Naturschutz für die Gemeinde Urdorf ausführen 
zu lassen. Die gewählte Fachperson, welche die ökologische Begleitung übernehme, sei 
der Fachstelle Naturschutz vor Baubeginn bekannt zu geben. Falls als ökologische Baube- 
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gleitung nicht die kantonale Naturschutzbeauftragte gewählt werde, sei die kantonale Na­ 
turschutzbeauftragte zwingend über das geplante Vorhaben und die Auflagen sowie früh­ 
zeitig über den Baustart und nach Beendigung aller Arbeiten über den Abschluss zu infor­ 
Mieren. 

(5) Der Verlauf des geplanten Kieswegs sei mit einer ökologischen Baubegleitung so zu opti­ 
mieren, dass die Vorkommen des geschützten Purpur-Knabenkrauts so wenig wie möglich 
tangiert werde oder gegebenenfalls Verpflanzungen vorgenommen werden könnten. 

(6) Die Naturschutzzone «IM» dürfe, abgesehen von den notwendigen Arbeiten für das Vor­ 
haben, weder befahren noch betreten werden. Eingriffe in den Boden sowie das Begehen 
und Befahren seien auf das für die Bauarbeiten absolut notwendige Minimum zu beschrän­ 
ken. 

(7) Lager- oder Installationsplätze seien ausserhalb der Naturschutzzone «IM» zu errichten. 
Die Betankung, Wartung oder Reparatur von Maschinen habe ausserhalb des Schutzgebiets 
zu erfolgen. 

(8) Angrenzende Naturschutzflächen müssten abgesperrt werden und dürften erst freigegeben 
werden, wenn die Bauarbeiten beendet seien. An den Baubereich angrenzende Natur­ 
schutzflächen seien in Absprache mit der ökologischen Baubegleitung vor der Bauausfüh­ 
rung bis zum Abschluss der Bauarbeiten abzusperren. 

(9) Die Bauarbeiten seien möglichst bodenschonend bei trockenem oder gefrorenem Boden 
auszuführen, ansonsten seien die Bauarbeiten einzustellen. Seien selbst bei guten Bedin­ 
gungen Bodenverdichtungen und Fahrspuren nicht ausgeschlossen, seien Baggermatratzen 
zu verwenden. 

(lO)Das Schutzgebiet dürfe weder bewässert oder entwässert werden noch dürften Abwässer 
eingeleitet werden. 

Wald 
(l l)Das Waldareal dürfe nicht zum Aufstellen von Baubaracken oder zur Deponie von Mate­ 

rial, Aushub und dergleichen beansprucht werden. 
(12)Auf der gesamten Strecke solle der Betriebsweg mindestens 2 m Waldabstand einhalten. 

Belastete Standorte 
(13)Die Bauherrschaft habe in Eigenverantwortung für die korrekte Entsorgung der Bauabfälle 

zu sorgen. Werde Aushubmaterial mit Hinweisen auf Belastungen angetroffen, sei für die 
Sicherstellung der Materialtrennung und der korrekten Entsorgung eine in der Altlastenbe­ 
arbeitung erfahrene Fachperson beizuziehen. 

N eophytenbekämpfung 
(14)Vor Baubeginn sei während der Vegetationsperiode (Mitte Mai bis Mitte Oktober) abzu­ 

klären, ob Asiatischer Staudenknöterich, Essigbaum, Ambrosia, Riesenbärenklau, Schmal­ 
blättriges Greiskraut, Erdmandelgras (biologische Belastungen) im Perimeter der geplan­ 
ten Arbeiten vorkämen. Die Ergebnisse der Abklärungen seien zu dokumentieren. 

(15) Endgestaltete Flächen seien, sofern andere Auflagen insbesondere des Naturschutzes nicht 
dagegensprechen würden, so rasch wie möglich zu begrünen. Sie seien, bis sich die Ziel­ 
vegetation entwickelt habe, regelmässig bezüglich invasiver Neophyten zu kontrollieren 
(mindestens vier Kontrollen pro Vegetationsperiode). Aufkommende invasive Neophyten 
seien zu bekämpfen. Die Übergabe der Kontrolle und Bekämpfung von invasiven Neophy­ 
ten (Pflege der Grünflächen) an den regulären Unterhalt sei so zu organisieren, dass eine 
lückenlose Pflege sichergestellt sei. 

3. Stellungnahme des BAFU 

Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme vom 28. April 2026 folgende Anträge: 
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Natur und Landschaft 
(16)Die kantonalen Anträge zum Thema Natur und Landschaft (3) bis (10) seien als Auflagen 

in der Plangenehmigung aufzunehmen. 
( 1 7) Die kantonalen Anträge zur N eophytenbekämpfung ( 14) und ( 15) seien zu berücksichtigen. 

4. Abschliessende Stellungnahme der Gesuchstellerin 
Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Diese erklärte sich 
in ihrer abschliessenden Stellungnahme vom 5. Mai 2026 grundsätzlich mit allen eingegange­ 
nen Anträgen und Bemerkungen einverstanden und sicherte zu, diese in der weiteren Planung 
sowie in der Ausführung zu berücksichtigen. Einzig mit Antrag (1 O) war die Gesuchstellerin 
nicht einverstanden. Auf ihre Ausführungen wird in den Erwägungen eingegangen. 

5. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 

a. Natur und Landschaft 
Vom Vorhaben sind keine Landschafts- oder Biotopinventare des Bundes betroffen. Das Vor­ 
haben tangiert hingegen die Zone «IM» des Schutzgebiets «Trockenstandorte Chueweid», Ob­ 
jekt Nr. 11 gemäss der Verordnung über den Schutz von Naturschutzgebieten mit überkommu­ 
naler Bedeutung in der Gemeinde Urdorf vom 11. August 2008. Gemäss Ziffer 5 dieser Ver­ 
ordnung sind alle Tätigkeiten, Vorkehren und Einrichtungen zum Zweck der militärischen und 
unterhaltsbedingten Nutzung erlaubt. 
Der Trockenstandort stellt aufgrund der vorkommenden geschützten Pflanzen- und Tierarten 
einen besonders schutzwürdigen Lebensraum im Sinne von Art. 18 Abs. 1 bis des Natur- und 
Heimatschutzgesetzes (NHG; SR 451) dar. Die Schutzwürdigkeit ergibt sich namentlich aus 
den Kriterien gemäss Art. 14 Abs. 3 der Natur- und Heimatschutzverordnung (NHV; SR 451.1 ). 
Am Trockenstandort kommen mehrere geschützte Arten vor, so zum Beispiel die Barrenringel­ 
natter (stark gefährdet), die Gartengrasmücke (gefährdet) und das Purpur-Knabenkraut (gefähr­ 
det). 
Lässt sich eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Lebensräume unter Abwägung aller Interes­ 
sen nicht vermeiden, hat der Verursacher besondere Massnahmen zu deren bestmöglichem 
Schutz sowie zur Wiederherstellung oder andernfalls für angemessenen Ersatz zu treffen 
(Art. 18 Abs. 1~NHG). 
Der Kanton stellte diverse Anträge zur Umsetzung innerhalb des Trockenstandorts. Insbeson­ 
dere verlangte er den Einbezug einer ökologischen Baubegleitung (3 bis 1 O). Das BAFU be­ 
mängelte in seiner Stellungnahme vom 28. April 2026, dass im Projekt keinerlei Schutz- und 
Ersatzrnassnahmen vorgesehen seien. Angesichts der geringen betroffenen Flächen und der be­ 
antragten ökologischen Baubegleitung toleriere das BAFU jedoch ausnahmsweise diese Vor­ 
gehensweise, unter der Voraussetzung, dass sämtliche Anträge zum Thema Natur und Land­ 
schaft umgesetzt würden (16). 
Die Gesuchstellerin war in ihrer abschliessenden Stellungnahme mit den Forderungen grund­ 
sätzlich einverstanden und sicherte deren Umsetzung zu. Für die ökologische Baubegleitung 
werde wie vom Kanton empfohlen die kantonale Naturschutzbeauftragte für die Gemeinde Ur­ 
dorf beauftragt. Einzig in Bezug auf Antrag (1 O), wonach das Schutzgebiet weder bewässert 
oder entwässert werden dürfe noch Abwässer eingeleitet werden dürften, hielt die Gesuchstel­ 
lerin fest, dass die Fassung des Hangwassers unerlässlich sei. Ansonsten nehme der Kiesweg 
Schaden und der Wegkoffer werde instabil, was Rutschungen zur Folge hätte. Weiter merkte 
die Gesuchstellerin an, dass im gesamten Bereich des Ausbildungsplatzes bereits Drainagelei­ 
tungen aus der Gründungszeit (vor über 35 Jahren) bestünden. Die zusätzliche Drainageleitung 
zur Strassenstabilisation werde an die bestehende Leitung angeschlossen. Die Arbeiten würden 
mit der ökologischen Baubegleitung abgestimmt. 
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Aus Sicht der Genehmigungsbehörde ist die Begründung der Gesuchstellerin nachvollziehbar 
und eine Entwässerung des Kieswegs vorliegend notwendig. Die Ausgestaltung der Drainage­ 
leitung ist mit der ökologischen Baubegleitung abzustimmen. Dies wird mit einer Auflage si­ 
chergestellt. Antrag (10) wird demnach abgewiesen. 
per Einbezug einer ökologischen Baubegleitung gewährleistet eine gesetzeskonforme und 
fachgerechte Umsetzung. Die ökologische Baubegleitung hat sicherzustellen, dass die notwen­ 
digen Schutz-, Wiederherstellungs- und Ersatzmassnahmen definiert und umgesetzt sowie die 
nachfolgenden bauspezifischen Auflagen eingehalten werden. Das ausführende Bauunterneh­ 
men ist über die Auflagen und Massnahmen explizit in Kenntnis zu setzen. Die ökologische 
Baubegleitung hat Weisungsbefugnis gegenüber den Bauunternehmungen. Dies wird mit einer 
Auflage im Entscheid sichergestellt. Da die Anträge (3) bis (9) sachgerecht sind und die Ge­ 
suchstellerin deren Umsetzung in ihrer Stellungnahme zusicherte, werden sie gutgeheissen und 
als Auflagen im Entscheid aufgenommen. Antrag (16) des BAFU wird damit Rechnung getra­ 
gen, weshalb er als gegenstandslos abgeschrieben wird. 
Die Arbeiten sind mit grösster Sorgfalt auszuführen, die Flora und Fauna sind bestmöglich zu 
schonen. Nach dem Dargelegten stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass die Eingriffe in den 
geschützten Lebensraum (Trockenstandort) unter Auflagen zulässig sind. 

b. Neophytenbekämpfung 
Nach Art. 15 Abs. 3 der Freisetzungsverordnung (FrSV; SR 814.911) muss abgetragener Bo­ 
den, der mit invasiven gebietsfremden Organismen nach Anhang 2 belastet ist, am Entnahmeort 
verwertet oder so entsorgt werden, dass eine Weiterverbreitung dieser Organismen ausge­ 
schlossen ist. 
Der Kanton beantragte, dass vor Baubeginn während der Vegetationsperiode abzuklären sei, ob 
Neophyten im Perimeter der geplanten Arbeiten vorkämen. Die Ergebnisse der Abklärungen 
seien zu dokumentieren (14). Endgestaltete Flächen seien, sofern andere Auflagen insbesondere 
des Naturschutzes nicht dagegensprechen würden, so rasch wie möglich zu begrünen. Sie seien, 
bis sich die Zielvegetation entwickelt habe, regelmässig bezüglich invasiver Neophyten zu kan­ 
trollieren. Aufkommende invasive Neophyten seien zu bekämpfen. Die Übergabe der Kontrolle 
und Bekämpfung von invasiven Neophyten an den regulären Unterhalt sei so zu organisieren, 
dass eine lückenlose Pflege sichergestellt sei (15). 
Da die Anträge (14) und (15) sachgerecht sind, eine gesetzeskonforme und fachgerechte Um­ 
setzung sicherstellen und die Gesuchstellerin gemäss Stellungnahme damit einverstanden ist, 
werden sie gutgeheissen und als Auflagen im Entscheid übernommen. Damit wird Antrag (17) 
des BAFU, wonach die kantonalen Anträge zur N eophytenbekämpfung zu berücksichtigen 
seien, entsprochen. Er wird somit als gegenstandslos abgeschrieben. 
c. Belastete Standorte 
Nach Art. 3 der Altlasten-Verordnung (AltlV; SR 814.680) dürfen belastete Standorte durch 
die Erstellung oder Änderung von Bauten und Anlagen nur verändert werden, wenn sie nicht 
sanierungsbedürftig sind und durch das Vorhaben nicht sanierungsbedürftig werden (Bst. a), 
bzw. ihre spätere Sanierung durch das Vorhaben nicht wesentlich erschwert wird oder sie, so­ 
weit sie durch das Vorhaben verändert werden, gleichzeitig saniert werden (Bst. b ). 
Die Ausbildungsanlage «Chueweid» ist als sanierungsbedürftiger belasteter Standort nach 
Art. 8 Abs. 2 Bst. b AltlV mit der Objekt Nr. 4110.01 / 3 im Kataster der belasteten Standorte 
des VBS (KbS VBS) eingetragen. 
Der geplante Kiesweg tangiert den Standort am Rande. Durch den Kiesweg sollte eine spätere 
Sanierung des Standorts nicht wesentlich erschwert werden, womit Art. 3 AltlV voraussichtlich 
eingehalten wird. Im Rahmen des Bauvorhabens werden geringe Aushubmengen anfallen. Der 
Kanton beantragte, dass die Bauherrschaft in Eigenverantwortung für die korrekte Entsorgung 
der Bauabfälle sorgt. Werde Aushubmaterial mit Hinweisen auf Belastungen angetroffen, sei 
für die Sicherstellung der Materialtrennung und der korrekten Entsorgung eine in der Altlas- 
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tenbearbeitung erfahrene Fachperson beizuziehen (13). Da sich die Gesuchstellerin mit der For­ 
derung des Kantons einverstanden erklärte und der Antrag sachgerecht ist, wird er gutgeheissen 
und als Auflage übernommen. 

d. Bodenschutz 
Nach Art. 18 der Abfallverordnung (VVEA; SR 814.600) ist abgetragener Ober- und Unterbo­ 
den möglichst vollständig zu verwerten, wenn er sich aufgrund seiner Eigenschaften für die 
vorgesehene Verwertung eignet, die Richtwerte nach den Anhängen 1 und 2 der Verordnung 
über Belastungen des Bodens (VBBo; SR 814. 12) einhält und weder Fremdstoffe noch inva­ 
sive gebietsfremde Organismen enthält. 
Bei der Verwertung ist mit dem Ober- und Unterboden gemäss Art. 6 und 7 VBBo umzugehen. 
Wer Boden abträgt, muss damit so umgehen, dass dieser wieder als Boden verwendet werden 
kann, insbesondere müssen Ober- und Unterboden getrennt abgetragen und gelagert werden 
(Art. 7 Abs. 1 VBBo). Nach Art. 6 VBBo muss, wer Anlagen erstellt, den Boden bewirtschaftet 
oder anders beansprucht, unter Berücksichtigung der physikalischen Eigenschaften und der 
Feuchtigkeit des Bodens Fahrzeuge, Maschinen und Geräte so auswählen und einsetzen, dass 
Verdichtungen und andere Strukturveränderungen des Bodens vermieden werden, welche die 
Bodenfruchtbarkeit langfristig gefährden. 
Gemäss Gesuchsunterlagen wird für die Erstellung des Kieswegs Boden auf einer Fläche von 
rund 520 m baulich beansprucht. Der Kanton beantragte, dass temporär genutzte Böden mit 
gleicher Bodenfruchtbarkeit wie vor der temporären baulichen Beanspruchung wiederherge­ 
stellt werden (1). Abgetragener Boden müsse nach den Vorgaben der Vollzugshilfe «Verwer­ 
tungseignung von Boden», BAFU 2021, beurteilt und verwertet oder entsorgt werden. 
Von der Gesuchstellerin wird eine gesetzeskonforme Umsetzung vorausgesetzt. Es ist nicht 
Sinn und Zweck von Auflagen, gesetzliche Bestimmungen und darauf basierende Vollzugshil­ 
fen und verbindliche Normen zu wiederholen. Auflagen sind insbesondere aufgrund des Bei­ 
zugs einer ökologischen Baubegleitung aus Sicht der Genehmigungsbehörde daher nicht erfor­ 
derlich, weshalb die Anträge (1) und (2) als gegenstandslos abgeschrieben werden. 
e. Wald 
Bauten und Anlagen in Waldesnähe sind nur zulässig, wenn sie die Erhaltung, Pflege und Nut­ 
zung des Waldes nicht beeinträchtigen. Der angemessene Mindestabstand von Bauten zum 
Waldrand wird von den Kantonen vorgeschrieben (Art. 17 Abs. 1 und 2 Waldgesetz, WaG; 
SR 921.0). Aus wichtigen Gründen können die zuständigen Behörden nach Art. 17 Abs. 3 WaG 
die Unterschreitung des Mindestabstands unter Auflagen und Bedingungen bewilligen. 
überirdische Bauten dürfen die im Zonenplan festgelegte Waldabstandslinie gemäss § 262 des 
Planungs- und Baugesetzes (PBG, LS 700.1) nicht überschreiten. Ausserhalb der Bauzone be­ 
trägt der Abstand von der forstrechtlichen Waldgrenze 30 m (§ 262 PBG). Ab 15 m Waldab­ 
stand hat der kantonale Forstdienst zu prüfen, ob durch die Unterschreitung des Waldabstands 
die Erhaltung, Pflege und Nutzung des Waldes beeinträchtigt wird (Art. 17 WaG]; § 3 der kan­ 
tonalen Waldverordnung [KWaV, LS 921.11] sowie Anhang 1 Ziffer 1.3 der Bauverfahrens­ 
verordnung [BVV, LS 700.6]). 
Auf einer Länge von rund 107 m verläuft das Trassee innerhalb des Waldabstands von 15 m, 
wovon etwa 20 m direkt am Waldrand liegen. Gemäss ständiger kantonaler Bewilligungspraxis 
sind laut Stellungnahme des Kantons für den Betriebsweg in diesem Ausmass am vorliegenden 
Ort mindestens 2 m Waldabstand erforderlich. Die rund 20 m Weg, die direkt entlang der Wald­ 
grenze verlaufen, halten diesen Abstand nicht ein. 
Der Kanton beantragte in seiner Stellungnahme, dass das Waldareal nicht zum Aufstellen von 
Baubaracken oder zur Deponie von Material, Aushub und dergleichen beansprucht werden 
dürfe (11) und auf der gesamten Strecke der Betriebsweg mindestens 2 m Waldabstand einzu­ 
halten sei (12). 
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Die Gesuchstellerin war mit den Forderungen des Kantons einverstanden und sicherte in ihrer 
Stellungnahme zu, dass der Waldabstand von 2 m eingehalten werde. Die Anträge sind sach­ 
gerecht und werden nach dem Dargelegten gutgeheissen. Es ergehen die entsprechenden Auf­ 
lagen im Entscheid. 
Nach dem Gesagten stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass die Voraussetzungen zur Ertei­ 
lung der Ausnahmebewilligung nach Art. 17 Abs. 3 WaG für die Unterschreitung des Mindest­ 
abstands zum Wald erfüllt sind. Die Ausnahmebewilligung wird unter Auflagen erteilt. 

f. Lärm während der Bauphase 
Die Baulärmrichtlinie des BAFU konkretisiert die Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41) 
und legt bauliche sowie betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms fest. Der Ab­ 
stand der Baustelle zu den nächstgelegenen Gebäuden mit lärmempfindlicher Nutzung beträgt 
mehr als 300 m, weshalb gemäss der Richtlinie für die Bauarbeiten keine Massnahmen für den 
Lärmschutz notwendig sind. Die Gesuchstellerin legte in den Gesuchsunterlagen folgerichtig 
auch keine Massnahmenstufe fest. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zum Baulärm einge­ 
gangen. Die Einstufung ist korrekt, es sind keine speziellen Massnahmen für den Lärmschutz 
während der Bauphase notwendig. 

g. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Bauvorhaben anwendbar. Die Gesuch­ 
stellerin legte in den Gesuchsunterlagen keine konkrete Massnahmenstufe fest. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anträge zur Luftreinhaltung einge­ 
gangen. Praxisgemäss wird im militärischen Plangenehmigungsverfahren die Massnahmen­ 
stufe A festgelegt. Vorliegend sind keine Gründe ersichtlich, von dieser Praxis abzuweichen. 
Es ergeht eine entsprechende Auflage im Entscheid. 

C. Ergebnis 

Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind. 
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und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 
Das Vorhaben des Amts für Militär und Zivilschutz des Kantons Zürich vom 1. April 2026, in 
Sachen 
Gemeinde Urdorf, Waffenplatz Reppischtal; Unterhaltsweg zum Laufgrabensystem 
Chueweid 
mit den nachstehenden Unterlagen: 

- Projektdossier «Technischer Bericht» (undatiert) 
- Plan Nr. 2041.5 vom 1. April 2026, Bauprojektplan, Situationsplan «Ausbau/ Erwei- 

terung Kiesweg Chueweid, 8902 Urdorf», 1 :200 

wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 
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2. Ausnahmebewilligung für die Unterschreitung des Waldabstands 

Die Ausnahmebewilligung nach Art. 17 Abs. 3 WaG für die Unterschreitung des Waldabstands 
wird unter Auflagen erteilt. 

3. Festlegung Massnahmenstufe für die Luftreinhaltung während der Bauphase 

Für das Vorhaben ist die Massnahmenstufe A der Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen 
des BAFU anzuwenden. 

4. Auflagen 

a. Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sowie der Bauabschluss sind der 
Genehmigungsbehörde sowie der Gemeinde Urdorf spätestens 1 Monat vor Beginn der 
Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine Baukon­ 
trolle vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­ 
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Natur und Landschaft 

d. Die Naturschutzzone «IM» des Schutzgebiets «Trockenstandorte Chueweid» ist soweit 
möglich zu schonen. Die Naturschutzzone «IVA» darf nicht tangiert werden. 

e. Alle Arbeiten, die in den Schutzzonen stattfinden, sind durch eine ökologische Baubeglei­ 
tung zu begleiten. Die gewählte Fachperson, welche die ökologische Begleitung über­ 
nimmt, ist der kantonalen Fachstelle Naturschutz vor Baubeginn bekannt zu geben. Die 
kantonale Naturschutzbeauftragte ist zwingend über das geplante Vorhaben und die Auf­ 
lagen sowie frühzeitig über den Baustart und nach Beendigung aller Arbeiten über den 
Abschluss zu informieren. Die ökologische Baubegleitung hat Weisungsbefugnis gegen­ 
über dem Bauunternehmung und stellt sicher, dass die notwendigen Schutz-, Wiederher­ 
stellungs- und Ersatzrnassnahmen umgesetzt sowie die nachfolgenden bauspezifischen 
Auflagen eingehalten werden. Das bauausführende Bauunternehmen ist über Auflagen und 
Massnahmen explizit in Kenntnis zu setzen. 

f. Der Verlauf des geplanten Kieswegs ist unter Beizug einer ökologischen Baubegleitung so 
zu optimieren, dass die Vorkommen des geschützten Purpur-Knabenkrauts so wenig wie 
möglich tangiert wird oder gegebenenfalls Verpflanzungen vorgenommen werden können. 

g. Die Naturschutzzone «IM» darf, abgesehen von den notwendigen Arbeiten für das Vorha­ 
ben, weder befahren noch betreten werden. Eingriffe in den Boden sowie das Begehen und 
Befahren sind auf das für die Bauarbeiten absolut notwendige Minimum zu beschränken. 

h. Lager- oder Installationsplätze sind ausserhalb der Naturschutzzone «IM» zu errichten. Die 
Betankung, Wartung oder Reparatur von Maschinen hat ausserhalb des Schutzgebiets zu 
erfolgen. 

1. Angrenzende Naturschutzflächen müssen abgesperrt werden und dürfen erst freigegeben 
werden, wenn die Bauarbeiten beendet sind. An den Baubereich angrenzende Naturschutz­ 
flächen sind in Absprache mit der ökologischen Baubegleitung vor der Bauausführung bis 
zum Abschluss der Bauarbeiten abzusperren. 

J. Die Bauarbeiten sind möglichst bodenschonend bei trockenem oder gefrorenem Boden 
auszuführen, ansonsten sind die Bauarbeiten einzustellen. Sind selbst bei guten Bedingun­ 
gen Bodenverdichtungen und Fahrspuren nicht ausgeschlossen, sind Baggermatratzen zu 
verwenden. 

k. Die Ausgestaltung der Drainageleitung ist mit der ökologischen Baubegleitung abzustim­ 
men. 
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N eophytenbekämpfung 

1. Vor Baubeginn ist während der Vegetationsperiode (Mitte Mai bis Mitte Oktober) abzu­ 
klären, ob Asiatischer Staudenlrnöterich, Essigbaum, Ambrosia, Riesenbärenklau, Schmal­ 
blättriges Greiskraut, Erdmandelgras (biologische Belastungen) im Perimeter der geplan­ 
ten Arbeiten vorkommen. Die Ergebnisse der Abklärungen sind zu dokumentieren. 

m. Endgestaltete Flächen seien, sofern andere Auflagen insbesondere des Naturschutzes nicht 
dagegensprechen würden, so rasch wie möglich zu begrünen. Sie sind, bis sich die Zielve­ 
getation entwickelt hat, regelmässig bezüglich invasi ver Neophyten zu kontrollieren (min­ 
destens vier Kontrollen pro Vegetationsperiode). Aufkommende invasive Neophyten sind 
zu bekämpfen. Die Übergabe der Kontrolle und Bekämpfung von invasiven Neophyten 
(Pflege der Grünflächen) an den regulären Unterhalt ist so zu organisieren, dass eine lü­ 
ckenlose Pflege sichergestellt ist. 
Belastete Standorte 

n. Die Bauherrschaft hat in Eigenverantwortung für die korrekte Entsorgung der Bauabfälle 
zu sorgen. Wird Aushubmaterial mit Hinweisen auf Belastungen angetroffen, ist für die 
Sicherstellung der Materialtrennung und der korrekten Entsorgung eine in der Altlastenbe­ 
arbeitung erfahrene Fachperson beizuziehen. 
Wald 

o. Das Waldareal darf nicht zum Aufstellen von Baubaracken oder zur Deponie von Material, 
Aushub und dergleichen beansprucht werden. 

p. Auf der gesamten Strecke hat der Betriebsweg mindestens 2 m Waldabstand einzuhalten. 

5. Anträge des Kantons Zürich 

Die Anträge des Kantons werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als gegenstandslos 
abgeschrieben oder abgewiesen werden. 

6. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

7. Eröffnung 

Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­ 
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 

8. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Rau nd Umwelt VBS 

Bruno Locher 
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Eröffnung an: 

- Amt für Militär und Zivilschutz, Waffenplatz Zürich-Reppischtal, Kaserne, 8903 Birmens­ 
dorf (R) 
(Beilage: Gesuchsdossier mit gestempelten Planbeilagen) 

- Generalsekretariat, Koordination Bau und Umwelt, Baudirektion des Kantons Zürich, Wal­ 
cheplatz 2, 8090 Zürich (R) 

z. K. an (jeweils per E-Mail): 

- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- AST AB, Immo V 
- Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich, Fachstelle Kataster (kataster@bd.zh.ch) 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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